
Länderanhörung zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur 

Hier: Stellungnahme der Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, Hamburg 

Stand: 09.07.2026 

 

1. Allgemeine Anmerkungen: 

Keine Anmerkungen. 

2. Anmerkungen zu § 1 BNatSchG-E: 

Die Ergänzung in § 1 um den neuen Absatz 1a wird kritisch gesehen.  Im Rahmen der 

Bauleitplanung sind grundsätzlich alle öffentlichen und privaten Belange gleichwertig in die 

Abwägung einzustellen. Die Einführung eines überragenden öffentlichen Interesses für die in § 1 

Absatz 1a genannten Gebietskategorien führt jedoch dazu, dass diesen im Abwägungsprozess ein 

besonders hohes Gewicht beigemessen werden muss. Dies kann insbesondere bei Planungen in 

räumlicher Nähe zu diesen Gebieten zu einer erhöhten Rechtsunsicherheit führen und neue 

Rechtsrisiken für die Abwägung begründen. 

3. Anmerkungen zu § 2 BNatSchG-E: 

Keine Anmerkungen. 

4. Anmerkungen zu § 9 BNatSchG-E: 

Keine Anmerkungen. 

5. Anmerkungen zu § 14 BNatSchG-E: 

Keine Anmerkungen. 

6. Anmerkungen zu § 15 BNatSchG-E: 

Nach dem neuen § 15 Absatz 2 Satz 4 BNatSchG sind Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen so 

durchzuführen, dass die Aufwertungen im betroffenen Naturraum oder in angrenzenden 

Naturräumen wirksam werden. Diese Vorgabe schränkt den räumlichen Handlungsspielraum für 

die Auswahl von Ausgleichsflächen maßgeblich ein und kann die Schaffung von Planungsrecht 

erschweren. 

Die neuen Absätze 3a und 3b definieren Zu- und Abschläge auf den biotopwertbezogenen 

Kompensationsbedarf. Kritisch zu bewerten ist insbesondere Absatz 3b, wonach sich bei Eingriffen 

in Flächen der „Natürlichen Infrastruktur“ nach § 20a der biotopwertbezogene 

Kompensationsbedarf um 20 Prozent erhöht. Unter die Definition der „Natürlichen Infrastruktur“ 

fallen unter anderem auch „sonstige Bestandteile des Biotopverbundes“ gemäß § 20a Absatz 2 Nr. 

1 Buchstabe e), was den Anwendungsbereich der Regelung erheblich ausweitet. Dies führt 

insbesondere in Kommunen mit hohen Flächenkonkurrenzen zu deutlich erhöhten Anforderungen 

an die Bereitstellung von Ausgleichsflächen. In Kombination mit der Änderung in Nummer 6 

Buchstabe a), die den räumlichen Bezug der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf den 

betroffenen oder angrenzenden Naturraum beschränkt, wird die Umsetzung von 

Kompensationsmaßnahmen zusätzlich erschwert. 

7. Anmerkungen zu § 15a BNatSchG-E: 

Keine Anmerkungen. 



8. Anmerkungen zu § 15b BNatSchG-E: 

Keine Anmerkungen. 

9. Anmerkungen zu § 16a BNatSchG-E: 

Keine Anmerkungen. 

10. Anmerkungen zu § 20 BNatSchG-E: 

Keine Anmerkungen. 

11. Anmerkungen zu § 20a BNatSchG-E: 

Keine Anmerkungen. 

12. Anmerkungen zu § 21 BNatSchG-E: 

Die Rechtsfolge der vorgesehenen Änderung ist nicht eindeutig ersichtlich. Es bedarf einer 

nachvollziehbaren Begründung, warum Kernflächen vollständig, Verbindungsflächen und  

-elemente hingegen nur überwiegend als geschützte Teile von Natur und Landschaft im Sinne des 

§ 20 Absatz 2 gesichert werden sollen. Es bleibt unklar, worin der materielle Unterschied zur 

derzeit geltenden Regelung besteht und welche konkreten Auswirkungen sich daraus für die 

rechtliche Sicherung des Biotopverbunds ergeben. 

13. Anmerkungen zu § 40 BNatSchG-E: 

Keine Anmerkungen. 

14. Anmerkungen zu § 54 BNatSchG-E: 

Keine Anmerkungen. 

15. Anmerkungen zu § 56a BNatSchG-E: 

Keine Anmerkungen. 

16. Anmerkungen zu § 67 BNatSchG-E: 

Keine Anmerkungen. 

17. Anmerkungen zu § 74 BNatSchG-E: 

Die im Entwurf enthaltene Übergangsregelung wird begrüßt. Es wird darum gebeten dafür Sorge 

zu tragen, dass auch alle Planungen nach dem Baugesetzbuch unter diese Regelung fallen und dies 

entsprechend in der Gesetzesbegründung auszuführen. 
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